
Wüstenrot Bausparkasse AG
70801 Kornwestheim

Allgemeine Geschäftsbedingungen Grundregeln 
für die Beziehung zwischen Kunde und Bauspar-
kasse 

1.  Geltungsbereich und Änderungen dieser Geschäfts-
bedingungen und der Sonderbedingungen für einzel-
ne Geschäftsbeziehungen

(1) Geltungsbereich
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für das 
Einlagengeschäft ohne die Bauspareinlagen zwischen 
dem Kunden und der Wüstenrot Bausparkasse AG (im 
folgenden Bausparkasse genannt). Daneben gelten für 
einzelne Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel für das 
Top Tagesgeldkonto, das Jugendsparkonto und das 
Wüstenrot Vorsorge Programm) Sonderbedingungen, 
die Abweichungen oder Ergänzungen zu diesen Allge-
meinen Geschäftsbedingungen enthalten; sie werden bei 
der Kontoeröffnung mit dem Kunden vereinbart.
(2) Änderungen
a) Änderungsangebot
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Son-
derbedingungen werden dem Kunden spätestens zwei 
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit 
der Bausparkasse im Rahmen der Geschäftsbeziehung 
einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart 
(z.B. das Online-Banking), können die Änderungen auch 
auf diesem Weg angeboten werden.
b) Annahme durch den Kunden
Die von der Bausparkasse angebotenen Änderungen 
werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt, 
gegebenenfalls im Wege der nachfolgend geregelten Zu-
stimmungsfiktion.
c)  Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annah-

me des Änderungsangebots (Zustimmungsfiktion), 
wenn
aa) das Änderungsangebot der Bausparkasse erfolgt, 
um die Übereinstimmung der vertraglichen Bestim-
mungen mit einer veränderten Rechtslage wiederher-
zustellen, weil eine Bestimmung dieser Geschäftsbe-
dingungen oder der Sonderbedingungen
–  aufgrund einer Änderung von Gesetzen, ein-

schließlich unmittelbar geltender Rechtsvor-
schriften der Europäischen Union, nicht mehr der 
Rechtslage entspricht oder

Allgemeine Geschäftsbedingungen
für das Einlagengeschäft ohne Bauspareinlagen

–  durch eine rechtskräftige gerichtliche Entschei-
dung, auch durch ein Gericht erster Instanz, un-
wirksam wird oder nicht mehr verwendet werden 
darf oder

–  aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für 
die Bausparkasse zuständigen nationalen oder 
internationalen Behörde (z.B. der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Euro-
päischen Zentralbank) nicht mehr mit den auf-
sichtsrechtlichen Verpflichtungen der Bauspar-
kasse in Einklang zu bringen ist und

bb) der Kunde das Änderungsangebot der Bauspar-
kasse nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt hat.
Die Bausparkasse wird den Kunden im Änderungsan-
gebot auf die Folgen seines Schweigens hinweisen.

d) Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
– bei Änderungen der Nr. 1 Abs. 2 oder
–  bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des 

Vertrags und die Entgelte für Hauptleistungen betref-
fen, oder

–  bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das 
vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung hinausge-
hende Zahlung des Verbrauchers gerichtet sind, oder

–  bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Ver-
trags gleichkommen,

–  oder bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Ver-
hältnis von Leistung und Gegenleistung erheblich zu 
Gunsten der Bausparkasse verschieben würden.

In diesen Fällen wird die Bausparkasse die Zustimmung 
des Kunden zu den Änderungen auf andere Weise ein-
holen.
e)  Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungs-

fiktion
Macht die Bausparkasse von der Zustimmungsfiktion 
Gebrauch, kann der Kunde den von der Änderung be-
troffenen Vertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und 
kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die 
Bausparkasse den Kunden in ihrem Änderungsangebot 
besonders hinweisen.

Fassung 01. April 2025

FSP100 [12] 4.2025 Seite 1 von 3



2. Bankgeheimnis

Die Bausparkasse ist zur Verschwiegenheit über alle 
kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflich-
tet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankgeheimnis). 
Informationen über den Kunden darf die Bausparkasse 
nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies 
gebieten oder der Kunde eingewilligt hat oder die Bau-
sparkasse zur Erteilung einer Bankauskunft befugt ist.

3.  Haftung der Bausparkasse; Mitverschulden des Kun-
den

(1) Haftungsgrundsätze
Die Bausparkasse haftet bei der Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen für jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und 
der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen für einzelne 
Geschäftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen 
etwas Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen 
vor. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten (zum 
Beispiel durch Verletzung der in Nr. 8 dieser Geschäfts-
bedingungen aufgeführten Mitwirkungspflichten) zu der 
Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich 
nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Bausparkasse und Kunde den Schaden zu tra-
gen haben.
(2) Weitergeleitete Aufträge
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in 
der Form ausgeführt wird, dass die Bausparkasse einen 
Dritten mit der weiteren Erledigung betraut, erfüllt die 
Bausparkasse den Auftrag dadurch, dass sie ihn im ei-
genen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleite-
ter Auftrag). In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung 
der Bausparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unter-
weisung des Dritten.
(3) Störung des Betriebs
Die Bausparkasse haftet nicht für Schäden, die durch hö-
here Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignisse oder 
durch sonstige von ihr nicht zu vertretende Vorkommnis-
se (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrsstörung, 
Verfügungen von hoher Hand im In- oder Ausland) ein-
treten.

4. Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich ge-
genüber der Bausparkasse auf die Rechtsnachfolge 
des Kunden beruft, der Bausparkasse seine erbrechtli-
che Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen. 
Wird der Bausparkasse eine Ausfertigung oder eine be-
glaubigte Abschrift der letztwilligen Verfügung (Testament, 
Erbvertrag) nebst zugehöriger Eröffnungsniederschrift vor-
gelegt, darf die Bausparkasse denjenigen, der darin als Erbe 
oder Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten 
ansehen, ihn verfügen lassen und insbesondere mit be-
freiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der 
Bausparkasse bekannt ist, dass der dort Genannte (zum 
Beispiel nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des Tes-
taments) nicht verfügungsberechtigt ist oder wenn ihr dies 
infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.

5. Geltung deutschen Rechts

Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der 
Bausparkasse gilt deutsches Recht.

Kontoführung

6. Einwendungen gegen Rechnungsabschlüsse

Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
eines Rechnungsabschlusses hat der Kunde spätestens 
vor Ablauf von sechs Wochen nach dessen Zugang zu er-
heben; macht er seine Einwendungen in Textform geltend, 
genügt die Absendung innerhalb der Sechs-Wochen-Frist. 
Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Ge-
nehmigung. Auf diese Folge wird die Bausparkasse bei Er-
teilung des Rechnungsabschlusses besonders hinweisen. 
Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung des 
Rechnungsabschlusses verlangen, muss dann aber bewei-
sen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm zu-
stehende Gutschrift nicht erteilt wurde.

7.  Storno- und Berichtigungsbuchungen
der Bausparkasse

(1) Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Konten (zum Beispiel wegen 
einer falschen Kontonummer) darf die Bausparkasse bis 
zum nächsten Rechnungsabschluss durch eine Belas-
tungsbuchung rückgängig machen, soweit ihr ein Rück-
zahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht (Stor-
nobuchung); der Kunde kann in diesem Fall gegen die 
Belastungsbuchung nicht einwenden, dass er in Höhe 
der Gutschrift bereits verfügt hat.
(2) Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bausparkasse eine fehlerhafte Gutschrift erst 
nach einem Rechnungsabschluss fest und steht ihr ein 
Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zu, so wird 
sie in Höhe ihres Anspruchs sein Konto belasten (Berich-
tigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Berichti-
gungsbuchung Einwendungen, so wird die Bausparkas-
se den Betrag dem Konto wieder gutschreiben und ihren 
Rückzahlungsanspruch gesondert geltend machen.
(3) Information des Kunden; Zinsberechnung
Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bau-
sparkasse den Kunden unverzüglich unterrichten. Die 
Buchungen nimmt die Bausparkasse hinsichtlich der 
Zinsberechnung rückwirkend zu dem Tag vor, an dem die 
fehlerhafte Buchung durchgeführt wurde.

Mitwirkungspflichten des Kunden

8. Mitwirkungspflichten des Kunden

(1) Mitteilung von Änderungen
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsver-
kehrs ist es erforderlich, dass der Kunde der Bauspar-
kasse Änderungen seines Namens und seiner Anschrift 
sowie das Erlöschen oder die Änderung einer gegenüber 
der Bausparkasse erteilten Vertretungsmacht (insbeson-
dere einer Vollmacht) unverzüglich mitteilt. Diese Mittei-
lungspflicht besteht auch dann, wenn die Vertretungs-
macht in ein öffentliches Register (zum Beispiel in das 
Handelsregister) eingetragen ist und ihr Erlöschen oder 
ihre Änderung in dieses Register eingetragen wird. Dar-
über hinaus können sich weitergehende gesetzliche Mit-
teilungspflichten, insbesondere aus dem Geldwäschege-
setz, ergeben.
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(2) Klarheit von Aufträgen
Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen las-
sen. Nicht eindeutig formulierte Aufträge können Rück-
fragen zur Folge haben, die zu Verzögerungen führen 
können. Vor allem hat der Kunde bei Aufträgen auf die 
Richtigkeit und Vollständigkeit seiner Angaben, insbe-
sondere der IBAN 1) und BIC 2) zu achten. Änderungen, 
Bestätigungen oder Wiederholungen von Aufträgen müs-
sen als solche gekennzeichnet sein.
(3)  Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der 

Bausparkasse
Der Kunde hat Kontoauszüge, sonstige Abrechnungen, 
Anzeigen über die Ausführung von Aufträgen sowie Infor-
mationen über erwartete Zahlungen auf ihre Richtigkeit 
und Vollständigkeit unverzüglich zu überprüfen und etwa-
ige Einwendungen unverzüglich zu erheben. 
(4)  Benachrichtigung der Bausparkasse bei Ausblei-

ben von Mitteilungen
Falls Rechnungsabschlüsse dem Kunden nicht zugehen, 
muss er die Bausparkasse unverzüglich benachrichtigen. 
Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausblei-
ben anderer Mitteilungen, deren Eingang der Kunde er-
wartet (Kontoauszüge nach der Ausführung von Aufträ-
gen des Kunden oder über Zahlungen, die der Kunde 
erwartet). 

Kündigung

9. Kündigungsrechte des Kunden

(1) Jederzeitiges Kündigungsrecht
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder 
einzelne Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Lauf-
zeit noch eine abweichende Kündigungsregelung verein-
bart ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
kündigen.
(2) Kündigung aus wichtigem Grund
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine 
abweichende Kündigungsregelung vereinbart, kann eine 
fristlose Kündigung nur dann ausgesprochen werden, 
wenn hierfür ein wichtiger Grund vorliegt, der es dem 
Kunden, auch unter Berücksichtigung der berechtigten 
Belange der Bausparkasse, unzumutbar werden lässt, 
die Geschäftsbeziehung fortzusetzen.
(3) Gesetzliche Kündigungsrechte
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

10. Kündigungsrechte der Bausparkasse

(1)  Kündigung unter Einhaltung einer
Kündigungsfrist

Die Bausparkasse kann die gesamte Geschäftsverbin-
dung oder einzelne Geschäftsbeziehungen, für die weder 
eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsrege-
lung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung einer an-
gemessenen Kündigungsfrist kündigen. Bei der Bemes-
sung der Kündigungsfrist wird die Bausparkasse auf die 
berechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen.
(2)  Kündigung aus wichtigem Grund ohne

Einhaltung einer Kündigungsfrist
Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbin-
dung oder einzelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der der Bausparkas-
se deren Fortsetzung auch unter Berücksichtigung der 
berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden 
lässt.

Schutz der Einlagen

11. Einlagensicherung

Durch die Mitgliedschaft der Bausparkasse in der Entschä-
digungseinrichtung deutscher Banken GmbH sind die Ein-
lagen einschließlich Zinsen in gesetzlicher Höhe gesichert. 
Sofern Einlagen ausnahmsweise gesetzlich vom Schutz 
ausgeschlossen sind, wird der Kunde hierüber in einer von 
ihm gesondert zu unterzeichnenden Erklärung informiert.

Schlichtungsverfahren 

12.  Außergerichtliche Streitschlichtung

Die Bausparkasse nimmt am Schlichtungsverfahren der 
Schlichtungsstelle Bausparen des Verbandes der Privaten 
Bausparkassen e. V. zur außergerichtlichen Beilegung von 
Streitigkeiten zwischen privaten Bausparkassen und Verbrau-
chern teil. Die Schlichtungsstelle ist als Verbraucherschlich-
tungsstelle gemäß § 14 Abs. 3 S. 1 UKlaG i. V. m. § 11 Abs. 
1 FinSV anerkannt. Der Kunde erreicht die Schlichtungsstelle 
wie folgt:
Verband der Privaten Bausparkassen e. V.
Schlichtungsstelle
Postfach 30 30 79
10730 Berlin
Telefon: +49 30 59 00 91 500
E-Mail: info@schlichtungsstelle-bausparen.de
Internet: www.schlichtungsstelle-bausparen.de

1) International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer)
2) Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungs-Code)
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